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Aus den Augen – aus dem Sinn?
Der Ausschuss für Gesundheit und

Soziales der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV) hat sich in der
letzten Zeit neben dem Konzept zur
„Umsetzung der gleichberechtig-
ten Teilhabe und der Herstellung
gleichwertiger Lebensbedingungen
von Menschen mit Behinderung“
und mit der Zukunft der kommuna-
len Seniorenbegegnungsstätten be-
schäftigt.
Bezüglich der Behindertenkon-

zeption wurden Betroffene und
Ausschussmitglieder auf eine harte
Probe gestellt: Die Erarbeitung der
Konzeption brauchte über ein Jahr.
Sie wird nun ergänzt durch die vom
Behindertenbeirat erarbeiteten „Leit-
linien für einen barrierefreien Be-
zirk“. Wenn diese Empfehlung von
der BVV beschlossen ist, wird die
PDS die Umsetzung von Konzept
und Leitlinien kritisch begleiten.
Soweit ist es bei den Seniorenbe-

gegnungsstätten leider noch nicht.
Hier fehlt der von der PDS wieder-
holt geforderte und von Sozial-
stadtrat Lehmann (SPD) zu erarbei-
tende Entwicklungsplan für kom-
munale Begegnungsstätten. Ende

März soll er nun vorliegen. In ihm
sollen u.a. die Möglichkeiten für die
Aufrechterhaltung kommunaler
Angebote für Senioren im Bezirk
aufgezeigt werden. Obwohl es ei-
nen solchen Plan nicht gibt, wur-
den von der Sozialverwaltung
bereits Fakten geschaffen: Zwei
kommunale Begegnungsstätten – in
der Grellstraße und der Paul-
Robeson-Straße – sollten von einem
Freien Träger übernommen werden.
Und das, obwohl die Mittel für die
kommunale Betreibung beider
Begegnungsstätten im Haushalt
2004/2005 vorgesehen sind. Von
Seiten der Verwaltung wurde auf
Personalnot verwiesen. Dies steht
im Widerspruch zu den Beschäftig-
ten in den Bezirksämtern, deren
Arbeitsaufgabe weggefallen ist.
Hätten sie nicht übergangsweise die
Arbeit in den Begegnungsstätten
übernehmen können? Offensicht-
lich fanden sich keine geeigneten
Personen. Die Übertragung beider
Seniorenbegegnungsstätten an ei-
nen Freien Träger erfolgte daher.
Aber wie? Viele der betroffenen

SeniorInnen erfuhren dies erst kurz

vorher. Die Bezirksamtsmitarbeiter
wurden sofort abgezogen, das Te-
lefon abgestellt, weitere Dienstlei-
stungsverträge gekündigt und der
Träger sollte sofort die Miete über-
nehmen. Dieses Vorgehen stieß
nicht nur bei den Ausschussmit-
gliedern der PDS auf völliges Un-
verständnis. Wir forderten das
Bezirksamt auf, für einen geordne-
ten Übergangsprozess zu sorgen,
der die Betroffenen rechtzeitig in-
formiert und im Vorfeld beteiligt.
In diesem Zusammenhang erfuh-

ren wir, dass es im Bezirksamt be-
währte Handlungsrichtlinien für die
Übertragung an Freie Träger gibt,
die aber der Sozialverwaltung un-
bekannt sind.
Ich hoffe, dass aus dieser schlecht

gelaufenen Übertragung von Be-
gegnungsstätten aus kommunaler in
freie Trägerschaft nicht auf künfti-
ge Übertragungen geschlossen wer-
den muss. Dass nicht nach dem
Motto verfahren wird: „Aus den
Augen – aus dem Sinn“. Das wer-
den wir nicht zulassen.

Axel Bielefeldt
Bezirksverordneter

Aus BVV und Ausschüssen

Bibliotheksnetz im Umbau
Die 21. Tagung der Bezirksverord-

netenversammlung (BVV) am 3.
März gehörte weder zu den läng-
sten noch zu den turbulentesten un-
serer Beratungen. Trotzdem wurden
einige wichtige und interessante
Punkte behandelt.
Den größten Raum nahm die De-

batte zur Entwicklung der Biblio-
theken ein. Bekanntlich wurde vor
etwa einem Jahr der Kultur- und
Bildungsentwicklungsplan, der
auch die Zukunft der Bibliotheken
umfasst, von BVV und Bezirksamt
beschlossen.
In der vergangenen Sitzung des

Fachausschusses hatte das Bezirks-
amt die daraus resultierenden Maß-
nahmen vorgestellt, die leider auch
Schließungen von Bibliotheken be-
inhalten. Das nahm die CDU zum

Anlass, in der BVV die Seite der
altbezirklichen Ressentiments an-
zuschlagen: Der Prenzlauer Berg sei
gegenüber Pankow und Weißensee
bevorteilt.
Zum wiederholten Male mussten

wir feststellen, dass um des Popu-
lismus willen die CDU zunächst auf
konstruktive Mitarbeit im Aus-
schuss verzichtet und dann in der
BVV sachlich falsch argumentiert.
Das Bezirksamt hat Siedlungs- und
Verkehrsstrukturen im Bezirk ana-
lysiert und daran das Bibliotheks-
netz ausgerichtet.
Sicher ist das Amt nicht unfehlbar

und daher hat der Kultur- und Bil-
dungsausschuss den Prozess aktiv
begleitet. Von der CDU war dabei
wenig zu bemerken. Durch die ge-
wissenhafte Arbeit ist es sogar ge-

lungen, für die verbleibenden
Standorte einen hohen Standard zu
sichern. Das wiegt die längeren
Wege für die Benutzer vielleicht ein
wenig auf. Der CDU-Antrag zum
Thema wurde durch einen SPD-
Antrag abgeändert.
Als letzter Antrag wurde eine

PDS-Drucksache zu Gen-Food be-
handelt. Sie wollte die Supermärk-
te im Bezirk aufforden, keine gen-
technisch-veränderten Lebensmittel
in die Regale zu stellen. Denn das
ist seit dem 1. April zulässig.
Dieses Anliegen, politisch Druck

gegen Gentechnik zu machen, fand
jedoch bei den anderen Fraktionen
keinen Widerhall. Noch nicht ein-
mal bei Bündnis 90/Die Grünen.

Thoralf Sahn
Bezirksverordneter
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extraDrei sprach mit Dr. Gudrun Erzgräber

Das Energiebündel von Buch
Frau Erzgräber, wie hat sich der
Campus verändert?

Früher war hier die Akademie der
Wissenschaften. 1992 wurde daraus
das Max-Dellbrück-Centrum für
Molekulare Medizin (MDC). Ne-
ben der Grundlagenforschung im
MDC und der universitären For-
schung in der Robert-Rössle-Klinik
wurde ab 1992 industrielle For-
schung angesiedelt. Es wurde das
Gründerzentrum und der Biotech-
Park aufgebaut. 1996 hat sich die
BBB Management GmbH aus dem
MDC ausgegründet. Sie hat Förder-
mittel für die Baustufen eingewor-
ben. Das Gläserne Labor wurde
gebaut und Gemeinschaftseinrich-
tungen modernisiert.

Welche Schwerpunkte setzen Sie auf
dem Campus?

Der Campus lebt von seiner Tradi-
tion der Verzahnung von Grundla-
gen- und klinischer Forschung und
Krankenversorgung sowie der wirt-
schaftlichen Anwendung der For-
schungsergebnisse.

Welche Vorteile bietet der Campus
für Neuansiedlungen?

Kooperation, Kommunikation und
kurze Wege: Wir haben ein flexib-
les Flächenangebot an Laboren und
Büros, eine hervorragende Biblio-
thek sowie ein Hochgeschwindig-
keitsdatennetz. Der Campus bietet
eine gute Mitarbeiterversorgung,
Veranstaltungsräume und Semina-
re.

Welchen Stellenwert haben der
Campus und die medizinischen Ein-
richtungen für Buch?

Der Campus hat sich gut entwickelt,
aber das Bucher Umfeld wurde zu-
nehmend zu einer Bremse. Die
Gründung der Berlin-Buch Mana-
gement GmbH soll dokumentieren,
in Buch muss mehr passieren.

Was muss geschehen, damit Buch
ein attraktiver Standort wird?

Ich finde es falsch, nur mehr Gast-
stätten und Einzelhandel zu fordern.
Das muss sich gesund entwickeln.
Da die öffentlichen Fördermittel
weitgehend versiegt sind, braucht
Buch private Investoren, um die
leerstehenden Areale zu sanieren.
Durch die Campusentwicklung und
durch den Helios-Konzern ist Buch
schon deutlich attraktiver für Inves-
toren geworden.

Sie definieren also die Entwicklung
Buchs ausgehend von der Entwick-
lung des Campus und des Gesund-
heitsstandorts?

Ja. Denn das ist das Pfund von Buch
als ehemals Europas größter Klinik-
standort und in der Tradition der
Verzahnung von Grundlagen- und
klinischer Forschung.

Es gibt die Idee für ein Höhentrai-
ningszentrum.

Das Höhentrainingszentrum ist
wichtig als Leistungssportzentrum,
für den Rehabilitationsbereich und
die Herz-Kreislauf-Forschung.
Buch ist der richtige Ort dafür –
wegen der gemeinsamen Möglich-
keiten für Forschung und klinische
Tests.

Gibt es eigentlich für die Zukunft
ein Lieblingsprojekt von Ihnen? Es
kann auch außerhalb des Campus
liegen.

Ja, das liegt außerhalb des Campus
und erfordert einen harten Kampf.
Vielleicht ist es deshalb unser
Lieblingsprojekt: das Life Science
Center. Hier hat die Berlin-Buch
Management GmbH beim Land ei-
nen Fördermittelantrag gestellt. Wir
verhandeln mit dem Bezirk, unter
welchen Bedingungen er sich ein
solches Museum für Lebenswis-

senschaften vorstellen könnte. Viel
Überzeugungsarbeit ist dafür nötig.

Was soll im Life Science Center
stattfinden?

Das Life Science Center soll eine
attraktive Informations- und Bil-
dungseinrichtung sein. Eine Ein-
richtung, in der Wissen über den
Lebenszyklus eines Menschen ver-
mittelt wird und was ihm auf die-
sem Weg – von der Geburt bis zum
Tod – begegnet.

Hängen Sie an Buch?
Ich hänge vorrangig am Campus,
denn ich arbeite hier seit 1968. Die
Erkenntnis, dass der Campus allein
nicht für die Weiterentwicklung
reicht, hat mich zu einem Buch-Fan
gemacht.

Verzeihung, wie alt sind Sie?
Nicht weit weg vom Rentenalter.

Aber Sie machen doch weiter?
Falls ich gesund bleibe.

Alles andere hätte uns auch gewun-
dert.

Ach, das ist ja jetzt schön, dass Sie
das so sagen.

Interview: Andreas Bossmann,
Sandra Brunner

Gudrun Erzgräber führt die Geschäfte der BBB Management GmbH
Campus Berlin-Buch und der Berlin-Buch Management GmbH.
Letztere Gesellschaft agiert im gesamten Ortseil Buch. Die BBB

Management GmbH entwickelt hingegen den Campus.
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extraDrei sprach mit Birgit Teschke, Regionalmanagerin

Bucher Frauenpower
Birgit Teschke  ist

seit 1. Mai 2002  Re-
gionalmanagerin bei
der Berlin-Buch Ma-
nagement GmbH.
Mit ihr zusammen

arbeiten dort noch
drei weitere Frauen.
Sie eint vor allem
ein Gedanke: Der
Ortsteil und die
Gesundheitsregion
Buch müssen sich
positiv entwickeln.

Träger des Regionalmanagements
sind fünf private Gesellschafter: die
BBB Management GmbH Campus
Berlin-Buch, die Konsumgenossen-
schaft Berlin, das Helios-Klinikum
Berlin und zwei Biotechnologie-
Firmen. Der Bezirk ist mit der Stadt-
rätin Almuth Nehring-Venus im
Aufsichtsrat vertreten. Die Idee für
das Regionalmanagement ging von
der Geschäftsführung des Campus
und der Wirtschaftsförderung des
Bezirksamtes aus.
Birgit Teschke entwickelte in den

vergangenen zwei Jahren zusam-
men mit ihrem Team verschiedene
Strategien für ein aktives Standort-
marketing. Dabei kommt es ihr vor
allem darauf an, Buch mit seinen
Entwicklungspotenzialen, seinen
verborgenen Schätzen und Schön-
heiten international bekannt und für
Investoren anziehend zu machen.
Sie schätzt ein, dass Buch viele Pro-
bleme hat, bspw. die ungenutzten
Krankenhausareale.
Im Gegensatz dazu überwiegen

jedoch die Stärken. Dazu zählt sie

die Konzentration von wissen-
schaftlichen Forschungseinrichtun-
gen, Biotechnologie-Firmen und
deren Vernetzungen mit den vor-
handenen Gesundheitseinrichtun-
gen und Spezialkliniken.
21 Projekte unterschiedlichster

Art hat das Regionalmanagement
bisher verwirklicht, u.a. Workshops
für Gewerbetreibende und Investo-
renkonferenzen, die Initiierung von
Netzwerken, eine Übersichtstafel
des Ortsteils auf dem S-Bahnhof
Buch, Stadtteilführungen und das
stets aktuelle Internetportal (siehe
Marginalie). Für die Bewohner
Buchs wurde eine Servicebroschüre
über Aufgaben und Ziele des Re-
gionalmanagements an alle Haus-
halte verschickt, monatliche Bür-
gersprechstunden eingerichtet und
auch die Postkarten mit Bucher
Motiven finden großen Anklang.
Die Akzeptanz bei der Bevölke-

rung ist aber besonders durch zwei
Projekte gewachsen. So entwickel-
te sich durch die Anregung des
Regionalmanagements ein kleines
Netzwerk zwischen der Bucher
Försterei und der Hufeland-Schu-
le. Anschaulicher Biologieunter-
richt ist das Thema. Die Projekt-
managerin plant für die Zukunft,
dass alle siebten Klassen im Schul-
jahr einen halben Tag Biologie-
Unterricht in der Waldschule erle-
ben und den Nachmittag im
„Gläsernen Labor“ auf dem Cam-
pusgelände verbringen. „Biologie
zum Anfassen und Biologie unter
dem Mikroskop“, sagt Birgit
Teschke.

Besonders stolz ist sie darauf, dass
eine Gruppe der Berliner Philhar-
moniker im vergangenen Jahr im
Rahmen einer Projektwerkstatt mit
den „Vier Jahreszeiten“ von Vivaldi
auf dem Campus vor Hunderten
Zuschauern auftraten. Viele Bucher
lernten dadurch das Gelände erst-
mals kennen.
Für die nächsten anderthalb Jah-

re, solange ist die Finanzierung ge-
sichert, hat sich das Regionalma-
nagement vorgenommen, die
vorhandenen Netzwerke zu pflegen
(die Berliner Philharmoniker mu-
sizieren im April und Mai wieder
in Buch), den Standort internatio-
nal zu vermarkten und spezielle
Workshops für Gewerbetreibende
durchzuführen. Des Weiteren wird
an einer umfangreichen Marketing-
broschüre für Buch gearbeitet.
Birgit Teschke schätzt ein, dass das

Regionalmanagement in Buch in-
zwischen akzeptiert ist und beson-
ders die Gewerbetreibenden an den
Themen und Workshops interessiert
sind. „Buch hat dadurch einen
Schub von innen bekommen.“ Der
Schub von außen ist ebenfalls er-
kennbar. Das Regionalmanagement
war nach Aussage des Projektleiters
der Konsum-Projektgesellschaft,
Peter Scholz, wesentlich an der
Entwicklung des Bucher Zentrums
beteiligt. Und auch bei der Ansied-
lung des zukünftigen Höhentrai-
ningszentrums auf dem Gelände des
Waldhauses hat das Team um Birgit
Teschke wichtige Koordinierungs-
aufgaben wahrgenommen.

Andreas Bossmann

Buch kompakt
In den vergangenen Jahren siedel-

ten sich rund 40 Firmen auf dem
Campus an, es entstanden Neubau-
ten. Mehr als 5.000 Menschen ar-
beiten in den Krankenhäusern und
Forschungseinrichtungen in Buch.
Zahlreiche neue Projekte mit einem
Investitionsvolumen von etwa 450
Mio. Euro sollen in den nächsten
fünf Jahren dazu kommen. Geplant

sind: ein Neubau für die Helios-Kli-
niken, ein Gesundheitsbad für tra-
ditionelle chinesische Medizin
(„Aqua-Sino“), ein Höhentrainings-
zentrum für Sportler („Loxydrom“),
ein Museum der Lebenswissen-
schaften („Life Science Center“)
und die Erweiterung des Bildungs-
zentrums für Berufe im Gesund-
heitswesen.
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Gauß-Schule: Konzept gesucht
In den vergangenen Monaten wur-

de intensiv über die Zukunft der
Oberschulen im Bezirk diskutiert.
Einer der diskutierten Punkte ist die
Perspektive des Gauß-Gymnasiums
in Buch. Für alle Beteiligten ist klar,
dass für den Wissenschafts- und
Forschungsstandort sowie Wohnort
Buch ein Gymnasium unverzicht-
bar ist. Schule kann aber nicht ohne
Schüler stattfinden. Wenn man sich
nur nach dem Gesetz richtete, wäre
das Gauß-Gymnasium wegen ge-
ringer Schülerzahlen aus dem Netz
zu nehmen.

Nach langen Debatten im Bezirks-
schulbeirat und in anderen Gremi-
en findet sich nun im Entwurf der
Fortschreibung des Schulentwick-
lungsplanes folgende Formulie-
rung: „Für den langfristigen Erhalt
der Gauß-Oberschule ... ist ein trag-
fähiges Schulprogramm auszuar-
beiten.“ Das heißt, die Schule bleibt
erhalten, aber ohne weitere konzep-
tionelle Arbeit wird man sie wohl
nicht sichern können.
Wie kann also das Gauß-Gymna-

sium attraktiv für Schüler außerhalb
seines Einzugsbereiches werden? In

diesem Zusammenhang werden von
einigen Beteiligten Gedanken über
die Ausrichtung als Spezialschule
geäußert. Eine Spezialisierung in
Zusammenarbeit mit den in Buch
ansässigen Einrichtungen im Wis-
senschafts- und Gesundheitsbereich
erscheint sinnvoll. Allerdings muss
eine solche Entscheidung von der
Schule selbst vorbereitet und vor al-
lem mit Leben erfüllt werden. Von
der Politik kommt das klare Be-
kenntnis zum Gymnasium in Buch.

Thoralf Sahn
Bezirksverordneter

extraDrei sprach mit Peter Scholz, Konsum-Projektgesellschaft Buch

Der Motor im Zentrum
Herr Scholz, im November 2003
wurde der erste Bauabschnitt des
Bucher Zentrum übergeben. Haben
sich dort vorwiegend alte oder neue
Mieter angesiedelt?

Sowohl als auch. Wir haben einige
Mieter aus den Abrissgebäuden in
den ersten Bauabschnitt übernom-
men, zum Beispiel einen Drogerie-
markt, ein Fotofachgeschäft, die
Post und das Briefverteilzentrum.
Neu hinzu kamen ein Bäcker, der
auch sonntags geöffnet hat, eine
Modeboutique, Physiotherapie so-
wie ein Friseur und am 1. August
bezieht die Bibliothek ihre neuen
Räume.

Hat der erste Bauabschnitt Ihre Er-
wartungen erfüllt?

Wir sind sehr zufrieden mit der
Kundenfrequenz. Auch die Ge-
schäftsleute klagen nicht.

Werden die nächsten Bauabschnitte
realisiert?

Für den zweiten Bauabschnitt gibt
es eine Vorplanung und für das ge-
samte Zentrumsareal haben wir mit
dem Bezirksamt Pankow eine gene-
relle Übereinkunft erreicht, was die
Flächennutzung angeht. Aufgrund
der Insolvenz der Konsumgenos-
senschaft sehen wir uns nicht in der
Lage, den zweiten Bauabschnitt
selbst zu realisieren. Wir werden
den ersten Bauabschnitt, unsere
Grundstücke, die Vorplanung und

die Mieterliste an einen Investor
weiterverkaufen. Bis zum Frühjahr
2006 soll dann der zweite Bauab-
schnitt errichtet werden.

Die Entwicklung wird also auch
ohne die Konsumgenossenschaft
weiter voranschreiten?

Davon kann man ausgehen, weil der
erste Bauabschnitt nur dann richtig
funktioniert, wenn es auch einen
zweiten gibt. Das ist auch die Auf-
fassung der uns finanzierenden
Bank.

Wird die vielbefahrene Wiltberg-
straße umgebaut?

Die Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung wollte die Kreuzung
Walter-Friedrich-Straße/Wiltberg-
straße durch uns umbauen lassen.
Das hätte ca. eine Million Euro ge-
kostet. Ein aktuelles Verkehrsgut-
achten besagt aber, dass sich bis
2015 die Verkehrsbelastung nicht
erhöht und deswegen nur die Am-
pelschaltung an der Kreuzung ver-
ändert werden muss.

Wie sieht Ihre eigene Bilanz aus?
Bis 2004 sollte ursprünglich das
ganze Zentrum fertiggestellt wer-
den. Das ist nicht gelungen. Die
Ursachen dafür liegen sowohl beim
Konsum als auch beim Senat, der
die gesamte Planung verändern
wollte. Das hat uns ein Jahr Zeit ge-
kostet. Jetzt wird aber in Abspra-
che mit dem Bezirk wieder die ur-

sprüngliche Planung
verwirklicht. Und
schließlich haben
sich die Schwierig-
keiten der Konsum-
genossenschaft ne-
gativ auf die Reali-
sierung des zweiten
Bauabschnittes aus-
gewirkt.

Werden Sie Buch
erhalten bleiben?

Ja. Mit dem Re-
gionalmanagement
habe ich vereinbart, dass ich auch
nach meinem Ausscheiden beim
Konsum im Mai diesen Jahres wei-
ter mitarbeiten werde. Im Juni habe
ich zwar das Rentenalter erreicht,
aber bei der Suche nach Investoren
für Buch werde ich weiter aktiv
bleiben.

Interview: Andreas Bossmann
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Gesundheitsreform

Diese Gesundheitspolitik ist krank!
Im März 2003 stellte Bundeskanz-

ler Schröder (SPD) im Rahmen der
Agenda 2010 die Eckpunkte einer
Gesundheitsreform vor. „Einschnei-
dende Kurskorrekturen“ wurden
angekündigt und auch umgesetzt.
Dabei setzt der zwischen SPD,

Grünen und CDU/CSU beschlosse-
ne Kompromiss die schmerzhafte-
sten Einschnitte im Gesundheitsbe-
reich seit Bestehen der Bundes-
republik durch. Die PDS hatte im
Bundesrat dagegen gestimmt. Die
Krankenkassen werden um ca. zehn
Mrd. Euro entlastet. Davon werden
allein den Versicherten mehr als 8,5
Mrd. aufgeladen. Diese zusätzliche
Belastung wird von den Erfindern
der neuen Gesundheitsgesetze ge-
leugnet. Schließlich würden die
Maßnahmen doch bewirken, dass die
Krankenkassenbeiträge gesenkt
werden und das käme ja wieder den
Versicherten zugute. Die Kranken-
kassen sehen das allerdings anders.
Niedrigere Beiträge sind nicht zu er-
warten.

Was kostet Gesundheit?
Ab 2004 müssen die Versicherten

pro Quartal beim Arzt ein „Eintritts-
geld“ von zehn Euro entrichten. Dies
entfällt nur, wenn die Behandlung
aufgrund einer Überweisung erfolgt.
Auch im Krankenhaus hat der Pati-
ent pro Tag zehn Euro zu zahlen.
Dies gilt für 28 Tage im Jahr. Medi-
kamente sind teurer geworden. Ab
diesem Jahr zahlt der Patient zwi-
schen fünf und zehn Euro. Bisher
waren chronisch Kranke und
Geringverdiener von dieser Zuzah-
lung befreit. Jetzt werden ihnen
ebenfalls diese zehn Prozent der
Kosten für Medikamente und Heil-
mittel übergeholfen. Dabei gilt eine

Höchstgrenze von zwei Prozent des
jährlichen Bruttoeinkommens für
Geringverdiener und ein Prozent für
Chronisch Kranke.
Verordnete, aber nicht verschrei-

bungspflichtige Medikamente haben
die Kranken künftig allein zu be-
zahlen.Gänzlich gestrichen wurden
Sterbe- und Entbindungsgeld sowie
die Kosten für Sterilisationen aus
nicht medizinischen Gründen. Auch
seine Brille hat jeder selbst zu be-
zahlen, ausgenommen sind lediglich
Jugendliche und schwer Sehbehin-
derte. Ab 2005 fällt auch der Zahn-
ersatz aus dem Leistungskatalog der
Kassen heraus. Alle Versicherten
müssen dann eine private Kranken-
versicherung abschließen. Ab 2006
sollen die Versicherten selbst für das
Krankengeld aufkommen. Dafür
wird ihnen ein Sonderbeitrag von 0,5
Prozent abverlangt.

Wer trägt die Hauptlasten?
Dieses „Gesundheitsmodernisie-

rungsgesetz“ belastet einseitig die
Versicherten und Kranken. Das Sys-
tem der paritätischen Finanzierung
wird weiter ausgehöhlt. Die Unter-
nehmen werden von der anteiligen
Finanzierung der Leistungen – z.B.
beim Krankengeld – entbunden. Der
solidarische Ausgleich zwischen hö-
heren und niedrigeren Einkommen
wird ausgesetzt. Die höhere Eigen-
beteiligung – wie die zehn Euro Ein-
trittsgeld beim Arzt – drückt eine
Verkäuferin schmerzhafter als eine
Abgeordnete. Am schwersten jedoch
trifft es Kranke, denn sie haben die
höchste Selbstbeteiligung zu tragen.
Hauptziel der Gesundheitsreform

ist eben nicht die Gesunderhaltung
der Menschen, sondern die finanzi-
elle Entlastung der Unternehmen.
Das haben weder SPD und Grüne,
noch CDU/CSU bestritten. Angeb-
lich bedrohen zu hohe Lohnneben-
kosten die internationale Konkur-
renzfähigkeit und verhindern die
Schaffung von Arbeitsplätzen. Die-
se Behauptung rechnet mit der Un-
kenntnis der Bürger. Im internatio-
nalen Vergleich gehören die Lohn-

stückkosten in der Bundesrepublik
zu den niedrigsten in der EU. Auch
die Belastung der Unternehmen
durch Sozialabgaben liegt unter dem
internationalen Durchschnitt. Auch
hat die steuerliche Entlastung der
Unternehmen im Zuge der Steuer-
reform in den letzten Jahren nicht
einen einzigen neuen Arbeitsplatz
gebracht, wie die Arbeitslosensta-
tistik jeden Monat neu beweist.

Wo ist die Kostenexplosion?
Das Gerede von der Kostenexplo-

sion im Gesundheitsbereich lässt
sich nicht belegen. Die Kosten sind,
gemessen an ihrem Anteil am Brut-
toinlandsprodukt, seit den siebziger
Jahren relativ konstant. Aber die
Krankenversicherung leidet, wie die
Pflege- und Rentenversicherung
auch, an beständig sinkenden Ein-
nahmen.
Massenarbeitslosigkeit und geringe

Lohnsteigerungen sind die Ursachen
dafür. Eine wirksame Gesundheits-
reform braucht eine andere Politik!
Sie muss vor allem höhere Einnah-
men anstreben, damit die Beitrags-
belastungen gerechter und auf mehr
Schultern verteilt werden können.
Deswegen treten wir demokrati-
schen Sozialisten für Sozialversiche-
rungssysteme ein, in die alle einzah-
len: Arbeitgeber, Abgeordnete und
Gutverdienende genauso wie Selb-
ständige und Abhängig Beschäftig-
te. Das ist solidarisch und stellt si-
cher, dass alle diejenigen gesund-
heitlichen Maßnahmen bekommen,
die sie auch brauchen.

Elke Breitenbach
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Experten rechnen langfristig mit einer Mehr-
belastung der Versicherten von über 14 Mil-
liarden Euro:

3,5 Mrd. Euro Zahnersatz
5,0 Mrd. Euro Krankengeld
3,3 Mrd. Euro Zuzahlungen
2,5 Mrd. Euro Mehrbelastung durch

Leistungsausgrenzungen
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Poliklinik-Neubau geplant
Es gibt Pläne, die Poliklinik „Dr.

Karl Kollwitz“ in der Prenzlauer
Allee/Grellstraße abzureißen und
durch einen Neubau zu ersetzen.
Um dazu eine Entscheidung sach-
kundig mittragen zu können, bat die
PDS-Fraktion die in der Poliklinik
niedergelassenen Ärzte um ihre
Meinung zu diesen Plänen. Dabei
ging es um Fragen der Notwendig-
keit, des Bedarfs, der zwischen-
zeitlichen Patientenversorgung und
die Perspektiven der ansässigen

Praxen. Das Ergebnis: Alle rück-
antwortenden Praxen wollen im
Neubau weitermachen.
Die Zustimmung der Ärzte fußt

auf einer logischen Planung. Der
Bauablauf gliedert sich in drei Ab-
schnitte. Zuerst soll das neue Ärzte-
haus als fünfgeschossiger Bau er-
richtet werden. Dann folgt der
Abriss der alten Poliklinik.
Das Bauvorhaben schließt mit der

Errichtung eines Verbrauchermark-
tes im Inneren des Grundstückes

und dem Bau eines Parkhauses
nebst einiger Wohnungen ab. Mit
dem Betreiber des zukünftigen Ge-
sundheitszentrums, dem Geschäfts-
führer des paritätischen Gesund-
heitszentrums, wurde vereinbart,
dass er auf weiteren PDS-Fraktions-
sitzungen detaillierter über die Pla-
nungen informiert. Wir werden das
Genehmigungsverfahren und den
Bauablauf weiter aufmerksam be-
gleiten.

Karla Krausnickel

Besuch bei Vivantes

Geburtsfehler korrigieren
Die Berliner Krankenhausland-

schaft gehört zu den am weitesten
entwickelten in unserem Land. Die
Region Berlin-Buch behauptet in
diesem Zusammenhang seit langem
eine Spitzenposition bei der gesund-
heitlichen Rundumversorgung. Mit
über tausend Betten befindet sich
hier einer der größten Krankenhaus-
standorte Deutschlands. Auf dem
Campusgelände gibt es durch die
enge Verbindung von Kliniken,
Grundlagenforschung und Unter-
nehmen ideale Bedingungen für
eine hochrangige klinisch orientier-
te Forschung und Krankenversor-
gung. Diese Potentiale wollen wir
durch ressortübergreifendes Enga-
gement ausbauen und damit den
Gesundheits- und Forschungsstand-
ort Berlin weiter stärken.
In Berlin gibt es Krankenhäuser

in unterschiedlicher Trägerschaft.
Mit dem landeseigenen Unterneh-
men Vivantes ist der Senat für ein
Drittel der Krankenhausbetten ver-
antwortlich. Vivantes fiel in den
letzten Monaten durch Negativ-
schlagzeilen auf. Das ist leider eine
nur einseitige Betrachtungsweise.
Denn dieses Unternehmen als ein
Zusammenschluss von zehn meist
hoch verschuldeten städtischen
Krankenhäusern hat in den letzten
Jahren durchaus erfolgreich gear-
beitet. Von den Beschäftigten wur-
de sehr viel geleistet. Gleichwohl
gab es bei der Gründung von Vi-

vantes als GmbH im Jahr 2000 ent-
scheidende „Geburtsfehler“. Den
Schuldenberg hat das Unternehmen
mitbekommen, eine ausreichende
Ausstattung mit Eigenkapital dage-
gen nicht. Gleichzeitig wurde das
Personal übernommen und eine
Beschäftigungssicherung bis 2006
verabredet. Dennoch hat es Vivan-
tes unter den schwierigen Bedin-
gungen geschafft, Betten abzubau-
en, Liegezeiten zu verkürzen und
Personalausgaben zu senken.
Alles das hat bisher noch nicht für

die Sanierung des Krankenhaus-
unternehmens gereicht. Bei meinem
Besuch aller Vivantes-Standorte
und in vielen Gesprächsrunden mit
Ärzten und Betriebsräten habe ich
viel über die aktuellen Sorgen der
Mitarbeiter erfahren. Ich konnte
mich davon überzeugen, dass die
Entwicklungschancen des Unter-
nehmens bei der Mehrheit der Be-
schäftigten durchaus positiv gese-
hen werden. Es wird erwartet, dass
diese Leistungsfähigkeit des Unter-
nehmens auch vom Senat anerkannt
und unterstützt wird.
Der Aufsichtsrat, in dem der

Finanzsenator und ich als Vertreter
des Landes sitzen, hat deshalb die
Geschäftsführung aufgefordert, ein
Konzept zu erarbeiten, das die
Krankenhausversorgung durch das
Unternehmen nachhaltig sichert.
Dabei gehe ich davon aus, dass bei
Erhalt der Standorte strukturelle

Veränderungen notwendig sind, die
weitere Einsparpotentiale erschlie-
ßen. Darüber hinaus müssen die
Beschäftigten dafür gewonnen wer-
den, ihrerseits zur Absenkung der
sehr hohen Personalkosten beizu-
tragen. Dafür muss ihnen allerdings
auch der Arbeitsplatz garantiert
werden. Ich werde mich für eine
Zukunft von Vivantes und seinen
Beschäftigten einsetzen und gehe
davon aus, dass auch der Senat be-
reit ist, auf der Grundlage eines von
Vivantes vorgelegten Konzeptes die
Fehler aus der Anfangszeit beheben
zu helfen.

Heidi Knake-Werner
Senatorin für Gesundheit,

Soziales und Verbraucherschutz
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Masterplan Buch beschlossen
Der Senat hat im Februar den von

Stadtentwicklungssenator Peter Strie-
der (SPD) vorgelegten Masterplan

Berlin-Buch und
weitere Schritte
zur wirtschaftli-
chen Entwick-
lung des Ge-
sundheits- und
Wissenschafts-
standortes Buch
beschlossen.
Der Senat un-

terstützt die Ent-
wicklung Buchs
als Kompetenz-
zentrum für Ge-

sundheit und Biotechnologie. Der
Masterplan Berlin-Buch zeigt ein
Leitbild für die zukünftige Entwick-
lung des Ortsteils auf. Überge-
ordnete Ziele sind dabei die Stärkung
und Fortentwicklung des Standortes.
Die denkmalgeschützten Klinik-
bauten mit umfangreichen nach-
nutzbaren Gebäude- und Freiflächen
sollen aber erhalten bleiben. Mit dem
Masterplan geht die Planungsphase
für Buch zu Ende.
Angesichts der notwendigen ver-

stärkten Förderung der wirtschaft-
lichen Entwicklung hat der Senat
beschlossen, dass die Senatsver-
waltung für Wirtschaft, Arbeit und

Frauen die Federführung für die
weitere Entwicklung in Buch über-
nimmt. Durch die Zusammenarbeit
zwischen den Senatsverwaltungen,
dem Bezirksamt Pankow, dem
Liegenschaftsfonds Berlin GmbH
und den Bucher Akteuren haben
sich in den letzten Jahren bereits
viele Investitionsvorhaben in Buch
ergeben. Gemeinsam mit dem Re-
gionalmanagement Berlin-Buch
müssen die notwendigen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, Mar-
ketingstrategien und Kontakte zu
Wirtschaftsförderinstituten für die
Ansiedlung weiterer Unternehmen
geschaffen werden.

Wissen schafft Stadt

Tatort Fachhochschule

Die hochschulpolitische Konfe-
renz der Berliner PDS „Wissen
schafft Stadt“ in der Technischen
Fachhochschule in Wedding zog
weniger Interessierte an, als es die
Brisanz wissenschaftspolitischer
Fragen für linke Politik in der Plei-
testadt Berlin – gerade nach den
Studierendenprotesten – hätte er-

warten lassen. Das ist deswegen
eine wenig berauschende Botschaft,
weil am 4. April eine Tagung des
Landesparteitags hochschulpoliti-
sche Leitlinien berät.
Mensch war unter sich: Studieren-

de, AkteurInnen linker Wissen-
schaftspraxis, die PDS-Arbeitsge-
meinschaft Wissenschaftspolitik,
PDS-Landesvorstand und einige
PDS-Mitglieder aus den Bezirken
diskutierten mit Gästen neuralgi-
sche Punkte der Zweckbestimmung
von Hochschulen, ihrer Finanzie-
rung und inneren Verfassung sowie
der Hochschulgesetzgebung und
-struktur. Dabei kam es zu anregen-
dem Austausch, dessen Inhalte auch
in den Antrag eingeflossen sind, den
die Arbeitsgemeinschaft Wissen-
schaftspolitik, der Landesvorstand
und Wissenschaftssenator Thomas
Flierl jetzt gemeinsam dem PDS-
Landesparteitag vorgelegt haben.
Streit gab es, um die Einführung

von Studienkonten. Während Flierl
mit seinem Studienkontenmodell
auf der Berechtigung politischer
Ressourcensteuerung beharrte und
sein Modell als Barriere gegen Ge-
bühren bezeichnete, warfen ihm
viele seiner Kritiker vor, ein neo-
liberales Instrument und einen Tür-
öffner für Studiengebühren zu fa-

vorisieren. Die Debatte offenbarte
Defizite und mangelndes Differen-
zierungsvermögen zumindest inso-
weit, als die Verständigung über die
Eignung des konkreten Modellvor-
schlags, die Analyse der gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisse und
Abwägung politischer Folgen eher
in den Hintergrund traten.
Motivverdächtigungen und all-

gemeine Stellungnahmen zum Ge-
sellschaftszustand dominierten.
Allerdings hat auch die Vermitt-
lungsarbeit des Senators nicht
immer Versachlichung befördert.
Die Berliner PDS muss den drin-

gend nötigen Austausch bis zum
Parteitag nachholen. Dort steht die
Frage, ob – überhaupt und gegebe-
nenfalls unter welchen Bedingun-
gen – Studienkonten ein Mittel zur
Abwehr von Studiengebühren sein
können, praktikabel sind und ge-
wünschte Effekte in der Qualität
und Quantität von Lehrangeboten
hervorrufen. Über die möglichen
politischen Folgen seiner Entschei-
dungen muss der Parteitag streiten.
Dass zehn Millionen Euro im Haus-
halt als geplante Einnahme einge-
stellt sind, darf nicht die Entschei-
dung bestimmen.

Klaus Lederer
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Foto: Carlos Katins
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PDS für Bürgerkommune
Umfassende Vorstellungen über

die Zukunft der Berliner Bezirke
wurden in der PDS mit dem Leit-
bild „Der Bezirk als Bürgerkom-
mune“ entwickelt. Der PDS-Ab-
geordnetenhausfraktion kommt die
Aufgabe zu, auf der Landesebene
Bedingungen für die Umsetzung
dieses Leitbildes zu schaffen. Hier
zwei Beispiele:
Erstens: Seit gut zwei Jahren füh-

ren wir Verhandlungen mit der SPD
über ein Gesetzespaket, das u.a. die
Einführung von bezirklichen Bür-
gerentscheiden, die Erweiterung
von Mitwirkungs- und Beteili-
gungsrechten von Einwohnern, die
Absenkung des Wahlalters zu den
Wahlen der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV) auf 16 Jahre,
die Stärkung der Informationsrechte
für Einzelverordnete sowie ein
Mehr an Kompetenzen für die BVV
zum Inhalt hat. In die Verhandlun-

gen sind bereits Vorschläge der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
und von Mehr Demokratie e.V. so-
wie aus den PDS-Fraktionen in den
BVV bzw. Vorschläge unserer Bür-
germeister und Stadträte eingeflos-
sen. Das Gesetzespaket wird nun im
März den anderen Fraktionen über-
geben. Problem ist, dass für die Ein-
führung von bezirklichen Bürger-
entscheiden eine Verfassungsände-
rung in Berlin notwendig ist, d.h.
wir brauchen eine Zweidrittelmehr-
heit.
Zweitens: Wir haben das Thema

„Bürgerhaushalt“ zu einem frak-
tionsübergreifenden Thema ge-
macht. Er soll die Beteiligung der
Einwohner an einer Prioritätendis-
kussion im Rahmen der Aufstellung
des Bezirkshaushaltes und bei der
Kontrolle der Umsetzung umfassen
und wird ein zentrales Projekt sein.
Die Einführung von bezirklichen

Bürgerhaushalten ist deshalb so
wichtig, weil damit ein anderer
Politikansatz – eine radikale Demo-
kratisierung von Entscheidungspro-
zessen – verbunden ist. Es geht vor
allem um die Nutzung und Schaf-
fung von demokratischen Struktu-
ren, die den Bürgern auf jeder Ebe-
ne eine aktive Beteiligung an und
direkte Einflussnahme auf Stadt-
bzw. Bezirkspolitik ermöglichen.
Das schliesst auch die Gewährung
von entsprechenden Mitwirkungs-
und Entscheidungsrechten ein. Mit
Strukturen sind sowohl administra-
tive als auch politische gemeint. Die
konsequente Umsetzung dessen
könnte in naher Zukunft zur Erwei-
terung von politischen, d.h. auch fi-
nanziellen Gestaltungsspielräumen
für die Bezirke führen.

Petra Brangsch
Mitarbeiterin der PDS-Fraktion

im Abgeordnetenhaus

Zukunft der Bezirke

Für starke Bezirke
Im letzten Jahr löste der Regieren-

de Bürgermeister Klaus Wowereit
(SPD) mit seiner Frage, ob sich
Berlin seine Bezirke noch leisten
könne, viel Unmut bei den Bezirks-
politikern aus. Daraufhin schlossen
sich die Bezirksbürgermeister par-
teiübergreifend zu einem Forum
zusammen, um öffentlich über die
Zukunft der Bezirke zu diskutieren.
Seither findet monatlich jeweils in
einem anderen Bezirk eine Veran-
staltung statt.
Auch Bürgermeister Burkhard

Kleinert (PDS) unterstützt dieses
Forum. Er findet, dass sich die zwei-
stufige Verwaltung bewährt hat. Mit
ca. 3,5 Mio. Einwohnern könne
Berlin nicht zentral verwaltet wer-
den, es sei denn zu Lasten der Bür-
gerfreundlichkeit und Effektivität.
Unlängst fand auf Drängen der

Bezirksbürgermeister eine Klausur
mit dem Senat statt. Die Forderun-
gen der Bezirksbürgermeister um-
fassten u.a. die Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung und der

Rechte des Rates der Bürgermeister
sowie die Schaffung einer Schieds-
stelle, die Konflikte zwischen Be-
zirken und Senat schlichten soll.
Die PDS-Senatoren reagierten dar-
auf positiv. Moderate Töne waren
auch von Wowereit und dem Innen-
senator zu hören. Andere Behörden-
chefs signalisierten hingegen wenig
Entgegenkommen.
So will bspw. die Senatsverwal-

tung für Stadtentwicklung die Zu-
ständigkeiten der Bezirke bei der
Erteilung von Baugenehmigungen
beschneiden. Kleinert findet dies
wenig spaßig: „Das ist eine einzige
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für
die Hauptverwaltung.“
Trotz aller Konflikte hat sich un-

ter Rot-Rot einiges für die Bezirke
verbessert, u.a. die Wahrnahme
bezirklicher Probleme im Senat und
Abgeordnetenhaus. Die Kommuni-
kation zwischen PDS-Politikern ist
gut entwickelt. So diskutieren Be-
zirks- und Landespolitiker auf ei-
nem monatlich tagenden Strategie-

forum gemeinsam. Zuweilen ver-
sucht Burkhard Kleinert eine Drauf-
sicht auf die politischen Zustände:
„Vieles läuft im Verhältnis von Se-
nat und Bezirken sehr reflexartig ab.
Immer wieder höre ich: Die da oben
im Senat urteilen arrogant und die
da unten im Bezirk haben nicht den
richtigen Durchblick.“ Diese Vor-
urteile lähmen eine sinnvolle Zu-
sammenarbeit. Kleinert wünscht
sich deshalb von allen Beteiligten
eine größere Kommunikationsbe-
reitschaft und Verstehen.

Andreas Bossmann
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Mietobergrenzen am Ende

Soziale Stadterneuerung adé?
extraDrei sprach mit Ullrich

Lautenschläger, dem Geschäftsfüh-
rer der Mieterberatung Prenzlauer
Berg:

Wie hat das Gericht dieses Urteil
begründet?

Das Gericht geht davon aus, dass
die Modernisierungsumlage durch
das Eigentumsrecht geschützt ist,
auch in Sanierungsgebieten. Eine
staatlich festgelegte Kappung der
Umlage würde dagegen verstoßen.

Welche konkreten Auswirkungen
hat das Urteil auf die Sanierungs-
gebiete?

Wir müssen davon ausgehen, dass
bei voller Umlage der Modernisie-
rungskosten viele Mieter diese Mie-
ten nicht mehr bezahlen können.
Noch ist der Umfang, wie viele es
sein werden, nicht absehbar. Es wird
erheblich mehr privatrechtliche
Auseinandersetzungen zwischen
Mietern und Vermietern geben, da
die Mieter die Modernisierungs-
maßnahmen dulden müssen. Bei
umfangreichen Modernisierungen,
die über einen ortsüblichen Stan-
dard hinausgehen, kann der Bezirk
jedoch nach wie vor regulierend
eingreifen.

Sind die bestehenden Modernisie-
rungsvereinbarungen inklusive
Mietobergrenzen jetzt nichtig?

Nach unserer Auffassung haben
diese Modernisierungsvereinbarun-

gen weiterhin Bestand. Eine nach-
trägliche Umlage ist nicht möglich.

Ist der Mieterschutz nun völlig aus-
gehebelt?

Nicht ganz. Der Bezirk kann Einzel-
vereinbarungen für jede Mietpartei
vom Vermieter verlangen, diese
dürfen sich aber nur auf den Um-
fang und den Ablauf der baulichen
Maßnahmen beziehen, nicht auf die
Miethöhe.

Der Bezirk hat seit 2003 „Schwel-
lenwerte“ eingeführt. Ist das ein
rechtmäßiger Weg?

Da bin ich skeptisch, weil sie wie
die Mietobergrenzen die Miethöhen
regulieren.

Ist Pankow doch nicht die letzte
Hoffnung für die soziale Stadter-
neuerung?

[Lacht.] Die Hoffnung sollte man
nie aufgeben. Alle im Bezirk wer-
den daran arbeiten, dass die sozia-
len Ziele in Zukunft durchgesetzt
werden. Die Steuerung und Begren-
zung von Baumaßnahmen als In-
strument des Verdrängungsschutzes
bleibt weiterhin bestehen. Durch
städtebauliche Verträge kann der
Bezirk die Auswirkung der Sanie-
rung auf den Mieter mildern.

Interview: Andreas Bossmann

Im Namen des Volkes?
Im Namen des Volkes urteilte das

Oberverwaltungsgericht, dass „die
Bezirke nicht ermächtigt sind, zur
Vermeidung von Verdrängungsef-
fekten pauschale Mietobergrenzen
in Sanierungsgebieten festzulegen“.
Die Auflagen mit pauschalen Miet-
obergrenzen sind damit rechtswid-
rig und verletzen die Grundrechte
der Hauseigentümer. Diese beste-
hen darin, ob der Vermieter nach
erfolgter Modernisierung „von der
zivilrechtlichen Mieterhöhungs-
möglichkeit in vollem Umfang Ge-
brauch machen will oder nicht“.
Seit fast zehn Jahren wurde mit

den Mietobergrenzen in unserem
Bezirk für die Mieter in Wohnge-
bieten mit hohem Sanierungsdruck

viel erreicht. Das Urteil trifft nun
die angestammten, vor allem ein-
kommensschwächeren Mieter der
Altbaugebiete. Die PDS-Fraktion in
der Bezirksverordnetenversamm-
lung hat sich verständigt: Bereits im
Ergebnis des erstinstanzlichen Ur-
teils wurde ein Verfahren beschlos-
sen, dass nicht mehr nach dem
Gießkannenprinzip pauschale Miet-
obergrenzen festlegt. Mit jedem
Vermieter werden Miet-Schwellen-
werte vereinbart, die nach Moder-
nisierung für 50 Prozent der Woh-
nungen und für drei Jahre ein-
zuhalten sind. In einem Sozialplan
werden diese Schwellenwerte und
weitere Maßnahmen, die sich aus
den Lebensumständen von Be-

standsmietern und Härtefällen ab-
leiten, festgehalten. Dafür kann der
Vermieter über die andere Hälfte der
Wohnungen ohne sanierungsrecht-
liche Einschränkungen verfügen.
Für dieses Entgegenkommen ge-

währleistet der Bezirk auch für frei
finanzierte Modernisierung die
rechtzeitige Umsetzung von Mie-
tern, schafft Baufreiheit und über-
nimmt die Umsetzkosten. Der In-
vestor zieht sein Vorteil aus einem
beschleunigten Genehmigungs-
verfahren und der Problemlösung
seitens der Mieter durch den Bezirk.
Damit ist ein Kompromiss gefun-
den, der beiden Seiten nutzt.

Thomas Goetzke
Bezirksverordneter

Im Januar beschloss das Oberver-
waltungsgericht, dass Mietober-
grenzen in Sanierungsgebieten un-
zulässig sind. Ist das das Ende
der sozialen Stadterneuerung?

Das Mittel, mit dem wir über Jahre
erfolgreich gearbeitet haben, die
Kappung der Modernisierungsum-
lage durch Mietobergrenzen, ist
durch das Urteil den Bezirken aus
der Hand geschlagen worden. Da-
mit fehlt ein wesentliches Steue-
rungselement der sozialen Stadter-
neuerung.
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Familienfreundlicher Betrieb
Am 11. März 2004 wurde im Rat-

haus Pankow erstmals der Preis
„Familienfreundlicher Betrieb Pan-
kow“ verliehen.
Auf Initiative des Frauenbeirates

Pankow wurde dieser Preis vom
Bezirksamt ausgelobt. Drei Unter-
nehmen und ein Verein hatten sich
am Wettbewerb beteiligt. Die Jury
entschied sich für die Eulen-Apo-

theke in der Florastraße 4. Dort
werden Arbeitszeiten den familiä-
ren Verhältnissen entsprechend und
individuell im Team abgesprochen.
„Es macht den Eindruck, dass in
dieser kleinen Apotheke eine beruf-
liche Großfamilie entstanden ist“,
wie Antje Suslow vom Frauenbeirat
Pankow in ihrer Laudatio hervor-
hob. „Wir wollen Pankower Unter-

nehmerinnen und Unternehmer,
aber auch die Öffentlichkeit sensi-
bilisieren für eine familienfreund-
liche Arbeitswelt.“ Damit beschrieb
die Wirtschaftsstadträtin Almuth
Nehring-Venus (PDS) das Vorha-
ben, den Wettbewerb zu einer Tra-
dition in Pankow zu entwickeln.

Tina Pfaff
Bezirksverordnete

In Kürze

Alltag im Bezirk
Jahn-Sportpark

Zu den Problemen hinsichtlich der
Nutzung des kleinen Stadions an
der Cantianstraße durch Freizeit-
sportler, insbesondere Jogger, ha-
ben sich Anfang März Vertreter der
Senatsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Sport, die Stadionverwal-
tung und die Pankower Bezirks-
stadträtin für Jugend, Schule und
Sport, Christine Keil (PDS), vor Ort
verständigt. Die Beteiligten waren
sich einig, dass neben der vorran-
gigen Nutzung durch den Schul-
und Vereinssport auch die Interes-
sen von Freizeitsportlern noch mehr
Berücksichtigung finden sollten.
Ein erster Schritt ist ein Gesprächs-
angebot für Anfang April an die Be-
troffenen, gemeinsam mit den Sta-
dionverantwortlichen, Vertretern
des Bezirkes, der Sport AG Nord-
Ost sowie der Senatsverwaltung,
nach Lösungen für eine Erweite-
rung der Nutzungsmöglichkeiten
für Freizeitläufer zu suchen.

Girls’ Day
Schülerinnen der Klassen fünf bis

zehn sowie Betriebe und For-
schungseinrichtungen sind aufgeru-
fen, sich am diesjährigen „Girls’
Day“ am 22. April zu beteiligen.
Bundesweit werden an diesem Tag
Unternehmen, Hochschulen, Bil-
dungsstätten und Forschungszen-
tren ihre Türen für Schülerinnen
öffnen, um ihnen einen Einblick in
Berufsfelder zu bieten, die Mäd-
chen in ihrer Berufswahl eher sel-
ten in Betracht ziehen. Dabei liegt

der Fokus vor allem auf naturwis-
senschaftlichen und informations-
technologischen, technischen und
techniknahen Berufsbildern. Auch
können die Mädchen erfahren, wie
der Arbeitsalltag von Unternehme-
rinnen, Politikerinnen und Frauen
in Führungspositionen aussieht. In
Berlin organisiert und koordiniert
der Bildungsträger Life e.V., die
Kontakte zu den Betrieben und
Schulen.

Umweltpreis ausgelobt
Einen Umweltpreis unter dem

Motto „Es ist hier viel zu laut oder:
leise gurgelt die Panke...“ zum The-
ma Lärmminderung und Lärm-
vermeidung im Bezirk haben Be-
zirksverordnetenversammlung und
das Bezirksamt Pankow für 2004
ausgelobt. Aufgerufen sind alle
Bürger, Firmen, Kinder und Ju-
gendliche, Schulklassen, Grup-
pen aus Kindertagesstätten oder
Jugendfreizeiteinrichtungen, mit
Projekten, Untersuchungen oder
Vorschlägen darzulegen, wie sich
die Menschen des Bezirkes im Sin-
ne des Themas einbringen können.
Bewerbungen sind bis 30. April an
das BVV-Büro in der Fröbelstraße
17 einzureichen. Der Umweltpreis
ist mit einer Gesamtsumme von
3.000 Euro dotiert.

Höhentrainingszentrum
Für das in Buch geplante Höhen-

trainingszentrum liegt eine Bauvor-
anfrage vor. Es soll auf dem Gelän-
de des Wahldhauses entstehen.

Leistungssportler, aber auch Frei-
zeit- und Behindertensportler sowie
Reha-Patienten könnten dort unter
simulierten Höhenbedingungen
Ausdauer und Kondition trainieren.
In den Räumen kann eine Atmos-
phäre erzeugt werden, wie sie in
einer Höhe von 2.500 bis 4.000
Meter Höhe vorkommt. Dies ge-
schieht nicht über die Erzeugung
von Unterdruck, sondern mit einem
Klimapatent zur Reduzierung des
Sauerstoffgehalts der Luft.

Rathauskonzerte
Die Tradition der Pankower Rat-

hauskonzerte wird mit einem neuen
Konzept wieder aufleben. Auftakt
war am 8. März. Die traditionelle
Konzertreihe unter der Regie des
bezirklichen Kulturamtes musste
aus Kostengründen im Jahre 2001
eingestellt werden. Mit dem neuen
Konzept und deutlichen Ermäßi-
gungen auf die Kartenpreise will der
Freundeskreis der Musikschule un-
ter der Schirmherrschaft von Kultur-
stadträtin Almuth Nehring-Venus
(PDS) insbesondere jüngerem Pu-
blikum Zugang zu anspruchsvoller
Kultur ermöglichen.
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WANNWOWASWANNWOWASWANN
31. März
17.30 Uhr 22. Tagung der BVV,

Bezirksamt, Fröbelstraße 17

3. April
ab 10 Uhr Großdemonstration zum

Europäischen Aktionstag der Ge-
werkschaften „Alle gemeinsam
gegen Sozialkahlschlag – für Um-
verteilung von oben nach unten!“,
Alexanderplatz

4. April
10 Uhr 2. Tagung des 9. Landes-

parteitags der PDS Berlin zur
Wissenschafts- und Hochschul-
politik, Werkstatt der Kulturen,
Wissmannstraße 23 (Nähe U-Bhf.
Hermannplatz)

7. April
17.30 Uhr Treffen des Ortsver-

bandes Weißensee, Kieztreff
Pistoriusstraße 23

16. April
9 Uhr Ehrung zum Thälmann-Ge-

burtstag, Denkmal, Greifswalder
Straße

17. April
11 Uhr Skatrunde, Kieztreff Pisto-

riusstraße 23

19. April
19.30 Uhr Bezirksvorstand, Laden

im Dritten, Kopenhagener Straße
76

21. April
18.30 Uhr Wahlkreisaktiv des OV

Vineta, Freizeitclub, Elsa-Bränd-
ström-Straße 6

22. April
18.30 Uhr AG Schule bei der

BVV-Fraktion der PDS, Frak-
tionszimmer, Fröbelstraße 17

24. April
10 Uhr 1. Tagung der 3. Haupt-

versammlung der PDS Berlin
Drei, u.a. mit der Neuwahl des
Bezirksvorstands und der Vertre-
ter im Landesrat, Bezirkamt,
BVV-Saal, Fröbelstraße 17

26. April
19.30 Uhr PDS-Bezirksvorstand,

Laden im Dritten, Kopenhagener
Straße 76

28. April
19 Uhr Treff P100, Laden im Drit-

ten, Kopenhagener Straße 76

1. Mai
ab 14 Uhr 15. Kiezfest an der

Bötzow-Eiche, Bötzowstraße/Am
Friedrichshain

5. Mai
17.30 Uhr Treffen des Ortsver-

bandes Weißensee, Kieztreff
Pistoriusstraße 23

8. Mai
Kranzniederlegungen zum Tag der

Befreiung an den Gedenkstätten
der Roten Armee: Ehrenmal
Schönholz, Ostseeplatz, Küstriner
Straße

12. Mai
17.30 Uhr 23.  Tagung der BVV,

Bezirksamt, Fröbelstraße 17

April 2004

Was uns noch fehlt

Ski Heil
Es war ein wenig still geworden

um den Tourismus in unserem lau-
schigen Großbezirk. Treue Gäste
aus der ganzen Republik blieben
weg, klagen Szenenkneipenbesitzer
und Restaurantchefs.
Trotz Golfplatzidylle und Reiter-

hofgetrappel fehlt hier noch immer
der ultimative Kick, bietet letztlich
Pankow damit doch nur, was auch
andere Orte nicht missen.

Höchste Zeit also, endlich einen
Akzent zu setzen, der stillen Pan-
kower Bergwelt angemessen. Berg-
welt? Klar, da kann es abgehen. Das
Projekt verschlägt auch manchem
Eingeborenen den Atem:
Auf der Suche nach Flächen fiel

der Blick eines ambitionierten In-
vestors auf ein liebliches, aber ver-
fallenes Stadtgut. Hinter Buchholz,
neben der Bundesstraße 109 kurz
vor der Autobahn will der Sport-
freak zwei Ski-Türme bauen lassen.
Und der gute Mann lässt sich nicht

lumpen: Die Zwillingstürme von
Pankow sollen die bescheidenen
Ausmaße von zwei Fußballfeldern
haben und gut 200 Meter in die
Lüfte schiessen. Vieleckige Mono-
lithe, in denen Ski-Hasen unter
Anleitung solariumgebräunter Ski-
lehrer flott die Pulverschnee-Piste
herunter wedeln und ihre Blicke
schweifen lassen können über die
unendlichen Weiten des Pankower

Nordens mit seinen Wiesen und
Weiden, mit Kleingartenanlagen
und vormaligen Rieselfeldern.
Beim Après-Ski wird sich bald ein

Stamperl eingeholfen und „Ich bin
der Anton aus Tirol“ geträllert. Rosi
Mittermaier würde schwarz vor
Neid.
Unsere Kommunalpolitiker im

Stadtentwicklungsausschuss der
ehrenwerten Bezirksverordneten-
versammlung hielten diese ehrgei-
zigen Pläne für eine Sendung der
versteckten Kamera. Aber da wa-
ren sie auf der ganz falschen Piste.
Jetzt ruft der Berg: Machen wir

Toni Sailer zum Bürgermeister.
Bewerben wir uns um die Ski WM
2009 und schmeißen das piefige
Garmisch aus dem Rennen.
Und Heinz Megerlein kommen-

tiert wieder die Übertragung: „Sie
standen an den Hängen und
Pis(s)ten.“ Ski Heil.

Luise Trenker


